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ege aus der Defensive
Schlüsselproblem

e und -strategien
gew

erkschaftlicher Revitalisierung

Gew
erkschaften in der strategischen Zw

ickm
ühle

D
ass sich die G

ew
erkschaften in der politischen D

efensive befinden, hat
sich seit geraum

er Z
eit herum

gesprochen. D
ie Indikatoren sind eindeutig:

M
itgliederzahlen und betriebliche O

rganisationsgrade sinken, die vertei-
lungspolitischen A

nteile der L
ohnabhängigen bleiben hinter den besitz-

standsneutralen V
erteilungsspielräum

en aus Inflation und Produktivitäts-
w

achstum
 zurück und auf betrieblicher E

bene unterliegen B
elegschaften,

betriebliche Interessenvertretungen und G
ew

erkschaften ein um
 das andere

M
al dem

 E
rpressungsdruck transnationaler K

onzernleitungen.
Für die G

ew
erkschaften und ihr politisches und w

issenschaftliches U
m

-
feld existieren also genügend A

nlässe, über Strategien zu einer um
fassen-

den R
evitalisierung der G

ew
erkschaften zu forschen und zu debattieren. 1

D
abei dürfte w

eitgehend konsensfähig sein, dass w
eder Status-quo-V

ertei-
digung noch M

ainstream
-O

rientierung als strategische L
eitlinien E

rfolg
versprechend sind (U

rban 2005). Som
it rückt eine dritte Strategievariante

in den B
lick. D

iese sieht ihre Perspektive in der E
ntw

icklung eigenständi-
ger E

ntw
ürfe einer grundlegenden Sozialreform

, die dann als strategische
R

eform
konzepte m

ittlerer R
eichw

eite O
rientierungspunkte für die A

usrich-
tung und politische E

rw
eiterung der m

annigfachen Tageskäm
pfe liefern

könnte.
M

it einer solchen politischen Strategiebildung tun sich die G
ew

erkschaf-
ten jedoch schw

er. D
ies ist w

eniger auf das Fehlen eines adäquaten Pro-
blem

bew
usstseins, als vielm

ehr auf eine Z
w

angslage zurückzuführen, die

1 Z
ur D

ebatte über die R
evitalisierung der deutschen G

ew
erkschaften vgl. etw

a M
ahn-

kopf 2003, Funk 2003 und D
eppe 2004; zur international vergleichenden D

ebatte vgl.
H

ym
an 2001, Taylor/M

athers 2002, Panitch 2001 sow
ie die B

eiträge in F
rege/K

elly
2004, H

uzzard/G
regory/S

cott 2004 und dem
 S

chw
erpunktheft der W

S
I-M

itteilungen
(9/2003) »S

trategien zur N
eubelebung von G

ew
erkschaften. E

in internationaler V
er-

gleich«.
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sich als D
ilem

m
a strategischer Politikplanung in Phasen der D

efensive be-
zeichnen ließe. E

inerseits w
ächst m

it der gew
erkschaftlichen D

efensive, dem
erhöhten P

roblem
druck und der V

ehem
enz der organisationspolitischen

Ü
berlebensfragen die N

otw
endigkeit system

atischer strategischer Politik-
planung als V

oraussetzung der Ü
berw

indung der D
efensive. Z

ugleich redu-
zieren M

itglieder- und E
innahm

everluste die zur V
erfügung stehenden R

es-
sourcen, die zudem

 in unverzichtbaren A
bw

ehrkonflikten m
it U

nterneh-
m

en, A
rbeitgeberverbänden und B

undesregierung gebunden sind; und die
politische D

efensive verringert die m
achtpolitischen R

ealisierungschancen
w

eitreichender Strategiepläne. D
iese gegenläufige E

ntw
icklung aus stei-

gendem
 B

edarf und m
angelnder F

ähigkeit strategischer P
olitikplanung

m
arkiert eine schw

ierige K
onstellation, die sich schnell auch in einem

 rück-
läufigen Z

utrauen in die eigene Strategiefähigkeit und einer H
inw

endung
zu einem

 über-pragm
atischen Politikverständnis niederschlagen kann.

W
ollen die G

ew
erkschaften dieses D

ilem
m

a überw
inden und verhindern,

dass daraus ein sich selbst verstärkender A
bw

ärtstrend resultiert, so m
üssen

sie trotz aller W
idrigkeiten ihre A

nstrengungen zur K
onzipierung und Prak-

tizierung politischer K
risenüberw

indungsstrategien verstärken. D
ies erfor-

dert ein zielgerichtetes H
andeln, dass sich nicht in kurzatm

igen A
bw

ehr-
schlachten spontaner oder struktureller Problem

e erschöpft. E
s setzt, kurz

gesagt, strategische Politikplanung und strategisches H
andeln voraus (dazu

etw
a: R

aschke 2002, U
rban 2005). Im

 Folgenden sollen einige Facetten der
sich dahinter verbergenden Problem

atik diskutiert w
erden.

Rollenbilder als regulative Ideen organisationspolitischer
Veränderung

In w
elche R

ichtung sollte sich das als notw
endig unterstellte strategische

H
andeln der G

ew
erkschaften bew

egen? D
ie A

ntw
ort auf diese Frage vari-

iert m
it der auf eine andere. D

iese fragt danach, w
ie die G

ew
erkschaften

ihre eigene R
olle in der gegenw

ärtigen T
ransform

ationsperiode definieren,
w

elche A
ufgaben sie aus diesem

 R
ollenverständnis als prioritär und w

elche
angesichts knapper w

erdender R
essourcen vielleicht durchaus als w

ichtig,
aber dennoch nachrangig bew

ertet w
erden; und schließlich w

elcher V
erän-

derungsbedarf sich aus dem
 selbstdefinierten R

ollenbild und dem
 organisa-

tions- und gew
erkschaftspolitischem

 Status Q
uo ergibt.

N
ützlich in diesem

 Z
usam

m
enhang ist die U

nterscheidung unterschiedli-
cher Idealtypen einer strategischen N

euorientierung gew
erkschaftlicher

Politik. D
iese Idealtypen beschreiben einerseits R

ollenbilder, die das eige-
ne R

ollenverständnis und som
it eine A

rt Positivbild der eigenen O
rganisati-

on beinhalten. Sie w
irken zugleich auch als regulative Ideen einer organisa-

tions- und gew
erkschaftspolitischen R

eform
strategie, m

it H
ilfe derer sich

die G
ew

erkschaften aus ihrem
 gegenw

ärtigen Z
ustand heraus- und m

ög-
lichst nahe an das Positivbild heranbew

egen. D
ie D

efinition eines solchen
positiven R

ollenbildes und einer entsprechenden R
eform

strategie geht im
Falle des G

elingens m
it der G

enerierung eines gem
einsam

en gew
erkschafts-

politischen Selbstverständnisses zw
ischen allen O

rganisationseinheiten und
B

innenakteuren (»collective m
ind«) einher, das nach außen profil- und nach

innen identitätsstiftend w
irken kann. In diesem

 Sinne können die Facetten
eines selbst definierten Positivbildes als O

rientierungspunkte für eine ent-
sprechende gew

erkschaftlichen Strategieem
pfehlung w

irken.
G

rundsätzlich lassen sich vier unterschiedliche Idealtypen einer gew
erk-

schaftlichen N
euorientierung benennen, die unterschiedliche R

ollenverständ-
nisse und strategische Prioritäten einschließen. D

ie E
rörterung von C

han-
cen, Im

plikationen und G
renzen dieser Typen stellt einen w

ichtige Teil des
notw

endigen gew
erkschaftlichen Strategieprozesses dar. D

och dies ist kein
einfaches U

nterfangen. D
as Problem

 besteht nicht zuletzt darin, dass allen
vier Strategieoptionen eine beachtliche innere L

ogik und strategische Plau-
sibilität innew

ohnt. K
eine lässt sich a priori als nicht diskussionsw

ürdiger
Irrw

eg beiseite legen. E
s bedarf also einer sorgsam

en A
bw

ägung von C
han-

cen und R
isiken, aber auch der strategischen Im

plikationen der einzelnen
E

m
pfehlungen.

M
odernisierung des m

edialen Erscheinungsbildes
A

ls erstes ließe sich die E
m

pfehlung benennen, die strategische Priorität
auf die M

odernisierung des m
edialen E

rscheinungsbildes zu setzen. D
ie

daraus abzuleitende Strategieem
pfehlung zielt auf eine neue und bessere

K
om

m
unikationspolitik, die nicht zuletzt das m

ediale Im
age der G

ew
erk-

schaften verbessern soll. E
rste Plausibilität bezieht diese Strategieem

pfeh-
lung aus dem

 unbestreitbaren Faktum
, dass sich auch gew

erkschaftliche
Interessenvertretungspolitik heute unter den Im

perativen einer funktional
ausdifferenzierten M

ediengesellschaft vollzieht. D
as m

ediale E
rscheinungs-

bild prägt entscheidend die gesellschaftliche W
ahrnehm

ung aller A
kteure

und übt dadurch einen erheblichen E
influss auf Z

ustim
m

ung oder A
bleh-

nung zur eigenen Politik aus.
E

ine solche Strategie kann sich zum
 einen auf eher alltagsw

eltliche B
e-

gründungen und A
rgum

ente stützen. W
ären die G

ew
erkschaften nur öfter
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und besser in den Prim
e-T

im
e-Talkshow

s präsent, die regelm
äßig ein M

il-
lionenpublikum

 erreichen, so w
äre schon viel gew

onnen – so eine w
eitver-

breitete A
uffassung insbesondere in der gew

erkschaftlichen M
itgliedschaft.

H
äufigere und überzeugendere Siege gew

erkschaftlicher Spitzenrepräsen-
tanten in den Talkshow

-A
renen w

ürden die B
edingungen für E

rfolge in den
A

renen der B
etriebs- und Tarifpolitik erheblich verbessern – so die H

off-
nung. E

ine solche Präferenz für eine gew
erkschaftliche Im

agepolitik kann
sich indirekt aber auch auf stärker w

issenschaftlich fundierte A
rgum

entati-
onsketten stützen. D

as gilt insbesondere für A
nsätze, die durch L

uhm
anns

System
theorie und ihre D

erivate inspiriert sind. »It’s com
m

unication, stu-
pid« – so ließe sich eine A

ntw
ort aus diesem

 T
heoriekontext auf die hier

diskutierte Frage zusam
m

enfassen. In funktional ausdifferenzierten G
esell-

schaften sind näm
lich soziale Protestbew

egungen auf die strukturelle K
op-

pelung zw
ischen ihren A

ktivitäten und den M
assenm

edien angew
iesen, da

– vereinfacht form
uliert – gesellschaftlich nur existent und relevant ist, w

as
m

assenm
edial inszeniert w

ird (L
uhm

ann 1996). A
uch w

enn nach der L
uh-

m
annschen System

logik die M
öglichkeiten erfolgreicher, kom

m
unikativer

A
nstrengungen der G

ew
erkschaften letztlich pessim

istisch einzuschätzen
sind, im

 G
runde kann nur zugunsten der G

ew
erkschaften w

irksam
 w

erden,
w

as im
 m

edialen Funktionssystem
 R

esonanzen bew
irkt und entsprechend

den Funktionsbedingungen des m
edialen Subsystem

s kom
m

uniziert w
ird.

O
rganisationen oder B

ew
egungen, deren innere Struktur und deren K

om
-

m
unikationskom

petenzen nach außen diesen A
nforderungen nicht gerecht

w
erden, scheinen düstere Z

ukunftsszenarien beschieden zu sein. A
uch w

enn
hier nicht entschieden w

erden soll, ob es sich bei dieser Sicht der D
inge um

eine authentische R
ezeption der L

uhm
annschen T

heorie handelt, so lautet
die E

m
pfehlung: K

om
m

unikationspolitik – nach innen und nach außen.
D

och nicht nur die Plausibilitäten, auch die durchaus problem
atischen

Im
plikationen und G

renzen dieser Strategieem
pfehlung liegen offen zuta-

ge. D
ie K

onzentration auf Fragen des m
edialen Profilings sow

ie der strate-
gischen K

om
m

unikation stellt zw
eifelsohne einen w

ichtigen B
ereich ge-

w
erkschaftlicher E

influsspolitik dar. D
och kom

m
unikative und m

ediale In-
szenierungen m

achen leicht vergessen, dass die eigentlichen Problem
e der

G
ew

erkschaften in der betrieblichen und gesellschaftlichen R
ealität zu su-

chen sind. D
ies gilt vor allem

 für die E
rosion der D

urchsetzungsm
acht in

den betriebs-, tarif- und gesellschaftspolitischen A
renen, die rückläufige

M
itgliederbindung sow

ie die V
erluste an finanziellen R

essourcen. M
it an-

deren W
orten: N

icht das m
ediale B

ild der G
ew

erkschaften, sondern ihre
reale m

achtpolitische D
efensive sollte A

usgangspunkt und entscheidender

Param
eter gew

erkschaftlicher S
trategiedebatten sein. E

iner überzogenen
M

edienstrategie w
ohnt jedoch die V

ersuchung eines konfliktverm
eidenden

gew
erkschafts- und organisationspolitischen Strukturkonservatism

us inne.
D

iese W
arnung spricht keinesw

egs gegen eine Professionalisierung der ge-
w

erkschaftlichen Ö
ffentlichkeits- und M

edienpolitik. D
och w

er vor allem
am

 m
edial inszenierten E

rscheinungsbild feilt, läuft G
efahr, die Problem

e
der w

irklichen W
irklichkeit zu vernachlässigen.

H
inzu kom

m
t ein zw

eites Problem
. D

ie Spielregel des M
ediensystem

s
und die E

rfordernisse konsens- und loyalitätsstiftender E
ntscheidungspro-

zesse in dem
okratischen G

roßorganisationen harm
onieren nicht autom

a-
tisch m

iteinander. M
ediale R

esonanz beruht auf der Personalisierung in-
haltlicher Fragen, der V

erschlagw
ortung kom

plexer Sachverhalte, M
essa-

ge-D
isziplin (sprich: E

instim
m

igkeit in der A
ußendarstellung) und Ü

berra-
schungs-C

oups, die keine langen V
orlaufdiskussionen zulassen. W

as nicht
neu und spektakulär ist, ist »keine N

achricht«. D
em

okratische E
ntschei-

dungsprozesse, die auf breite Z
ustim

m
ung angew

iesen sind, da ihre E
rgeb-

nisse m
itunter nur in gesellschaftlichen K

onflikten m
it U

nterstützung der
M

itgliederbasis durchsetzbar sind, entstehen nach diesen R
egeln nicht.

Ü
berzogene Personalisierungen und V

erschlagw
ortungen erschw

eren die
D

iskussion inhaltlicher Fragen eher als dass sie sie fördern; in der D
iskussi-

onsphase ist eine gew
isse V

ielstim
m

igkeit oftm
als nicht zu verm

eiden und
darüber hinaus brauchen D

ebatten, deren R
esultate einen m

öglichst breiten
R

ückhalt in der M
itgliedschaft haben sollen, ein hinreichendes M

inim
um

an Z
eit. D

er hier angelegte K
onflikt zw

ischen M
edien- und D

em
okratielo-

gik ist nicht leicht »zu handeln«. Ü
berraschende Forderungen oder A

nge-
bote an die politischen A

kteure, die es als M
ediencoups zw

ar bis in die
Schlagzeilen der B

oulevard-Presse schaffen, in der M
itgliedschaft aber über

keine hinreichende U
nterstützung verfügen, haben in konfliktträchtigen

A
ushandlungskonflikten kaum

 D
urchsetzungschancen und erzeugen schnell

w
achsendes M

isstrauen der M
itgliedschaft gegenüber der Führung und ei-

ner nicht gew
ollten »A

nkündigungspolitik«.

Vom
 »Kam

pfverband« zum
 »Dienstleister«

D
er zw

eite Typus einer strategischen N
euorientierung legt den G

ew
erkschaf-

ten den W
andel von konfliktorientierten K

am
pfverbänden zu kundenorien-

tierten D
ienstleistern nahe. D

ie w
ichtigste Strategieem

pfehlung lautet hier:
Servicepolitik. A

uch dieser V
orschlag hat seine innere L

ogik und Plausibi-
lität. A

uch hier ist zunächst unm
ittelbar plausibel, dass sich die B

indung
zw

ischen M
itgliedern und gew

erkschaftlicher O
rganisation in dem

 M
aße
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stabilisieren könnte, in dem
 die A

ttraktivität gew
erkschaftlicher L

eistungen
steigt. E

ine solche Strategieoption setzt also vor allem
 auf die B

etonung des
individuellen N

utzens gew
erkschaftlicher Z

ugehörigkeit für das einzelne
M

itglied.
A

uch für diese Position lassen sich prom
inente w

issenschaftliche Für-
sprecher finden. E

tw
a M

ancur O
lson (1968), der im

 R
ahm

en seiner »T
heo-

rie der L
ogik kollektiven H

andelns« die individuellen K
osten-N

utzen-K
al-

küle der L
ohnabhängigen ins Z

entrum
 der V

erbändeanalyse gestellt hat. In
seinem

 legendär gew
ordenen »T

rittbrettfahrer-T
heorem

« (»free rider pro-
blem

«) them
atisiert er das kom

plizierte V
erhältnis zw

ischen der G
ründung

und M
achtentfaltung politischer V

erbände und der N
utzenkalküle des ratio-

nal handelnden E
inzelnen. A

ls K
ernproblem

 gew
erkschaftlicher O

rganisa-
tionspolitik benennt er die N

ähe gew
erkschaftlicher L

eistungen (Tariferhö-
hungen, A

rbeitnehm
errechte, A

rbeitsschutz, usw
.) zu öffentlichen bzw

.
K

ollektivgütern, die allgem
ein und kostenfrei zugänglich sind. A

us der Per-
spektive des nutzenm

axim
ierenden E

inzelnen ist es daher w
enig rational,

M
itgliedsbeiträge für eine L

eistung zu zahlen, die ihm
 ohnehin und ohne

entsprechende K
osten zur V

erfügung steht.
A

us Sicht der G
ew

erkschaften legt diese K
onfliktkonstellation zw

ei L
ö-

sungsstrategien nahe. E
ntw

eder es gelingt – etw
a über den politischen W

eg
– die O

rganisationsm
itgliedschaft für allgem

einverbindlich zu erklären und
dam

it das M
itgliederproblem

 über das Institut der Z
w

angsm
itgliedschaft zu

lösen. O
der die G

ew
erkschaften bieten exklusive »N

ebenprodukte« an, die
einen nicht-kollektiven V

orteil stiften und nur ihren M
itgliedern zugänglich

und durch den M
itgliedsbeitrag abgegolten sind. D

ie E
m

pfehlung lautet
also: organisationspolitische S

tabilisierung durch m
itgliederorientierte

D
ienstleistungspolitik.
G

änzlich frem
d ist den G

ew
erkschaften diese L

ogik nicht. So stehen un-
terschiedliche D

ienstleistungen (M
itgliederzeitschrift, F

reizeitangebote,
usw

.) und vor allem
 der gew

erkschaftliche R
echtschutz in arbeits- und sozi-

alrechtlichen K
onflikten heute schon exklusiv nur M

itgliedern zur V
erfü-

gung. A
uch die in der jüngeren V

ergangenheit an B
edeutung gew

innenden
Ü

berlegungen, in betrieblichen A
bw

ehrkäm
pfen m

aterielle oder partizipa-
tive »B

oni« exklusiv für G
ew

erkschaftsm
itglieder zu sichern, w

eisen in die
gleiche R

ichtung. U
nd doch scheint der V

ersuch der organisationspoliti-
schen Stabilisierung über eine stärkere B

etonung des Service- und D
ienst-

leistungscharakters der G
ew

erkschaften schnell an G
renzen zu stoßen.

D
iese Strategie zielt im

 K
ern auf die Steigerung der A

ttraktivität gew
erk-

schaftlicher M
itgliedschaft im

 R
ahm

en m
ikro-ökonom

ischer K
osten-N

ut-

zen-K
alküle des E

inzelnen. G
leichw

ohl ist sie m
it einigen Problem

en be-
haftet. Z

u R
echt ist darauf verw

iesen w
orden, dass Strategien dieser A

rt
eine sehr eindim

ensionale, ökonom
istische Sichtw

eise des N
utzens gew

erk-
schaftlicher M

itgliedschaft zugrunde liegt. So ist aus theoretischen G
rün-

den zu erw
arten (und in der R

ealität häufig anzutreffen), dass sich der W
ert

gew
erkschaftlicher M

itgliedschaft nicht nur nach K
riterien des m

ateriellen
N

utzens – also m
it M

ax W
eber gesprochen: zw

eckrational – bem
essen lässt.

V
ielm

ehr kann er auch aus der Ü
bereinstim

m
ung von gew

erkschaftlicher
M

itgliedschaft und individuellen politischen E
instellungen und W

ertorien-
tierung und der V

erm
eidung »kognitiver D

issonanzen« abgeleitet w
erden.

A
uch eine solche M

otivation ist durchaus rational und kann stabile und
belastbare O

rganisationsloyalitäten stiften (Pyhel 2004). D
och ein w

eiteres
Problem

 ergibt sich vor allem
 aus der spezifischen W

ahrnehm
ung der M

it-
gliedschaft durch die O

rganisation. D
enn die organisierten B

eschäftigten
w

erden aus der organisationspolitischen B
rille w

eniger als Produzenten und
T

räger gew
erkschaftlicher D

urchsetzungs- und M
obilisierungsm

acht, son-
dern eher als K

unden und K
onsum

enten gew
erkschaftlicher D

ienstleistun-
gen w

ahrgenom
m

en. D
ies gerät jedoch schnell in K

onflikt m
it der politi-

schen Ö
konom

ie gew
erkschaftlicher L

eistungen. E
s geht die E

rkenntnis
verloren, dass (über die B

eitragseinnahm
en hinaus) dem

 »konsum
orientier-

ten K
unden« nur zur V

erfügung gestellt w
erden kann, w

as das »konfliktbe-
reite G

ew
erkschaftsm

itglied« zuvor durch seine B
eteiligung an verteilungs-

politischen A
ushandlungskonflikten errungen und für die gew

erkschaftli-
che M

itgliedschaft gesichert hat. U
nter den M

itgliedern verteilt w
erden kann

nur, w
as zuvor kollektiv erkäm

pft w
urde.

D
arüber hinaus w

ird vielfach das A
usm

aß an organisationspolitischen
V

eränderungen unterschätzt, das m
it einer Fokussierung auf die gew

erk-
schaftliche D

ienstleistungsfunktion zw
ingend einhergeht. E

rste E
rfahrun-

gen m
it fokussierten »organizing strategies« einzelner G

ew
erkschaften ins-

besondere in den U
SA

 und G
roßbritannien verw

eisen auf die notw
endigen

fundam
entalen U

m
schichtungen beim

 E
insatz personeller und finanzieller

R
essourcen (etw

a H
eery/A

dler 2004, W
addington/H

offm
ann 2001). E

in
solcher grundlegender U

m
bau des gew

erkschaftlichen A
pparates dürfte nicht

nur auf m
assive interne W

iderstände stoßen. E
r läuft auch G

efahr, E
nergien

und R
essourcen für interne K

onflikte zu binden, die die Fähigkeit zur R
eak-

tion auf V
eränderungen in den U

m
w

eltbedingungen eher einschränken.
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Fokussierung auf das gew
erkschaftliche Kerngeschäft

E
in dritter Typ gew

erkschaftlicher N
euorientierung könnte in einer H

in-
w

endung zu einem
 K

onzept der Fokussierung auf das gew
erkschaftliche

K
erngeschäft bestehen. D

ie darin enthaltene A
ufforderung lautet: K

onzentra-
tion aller R

essourcen auf die gew
erkschaftlichen K

ernfelder der B
etriebs-,

Tarif- und O
rganisationspolitik. E

in E
ngagem

ent in anderen Politikfeldern
ist strukturell begründungsbedürftig und prinzipiell nur dann akzeptabel,
w

enn es der Steigerung der D
urchsetzungskraft der G

ew
erkschaften in den

K
ernfeldern unm

ittelbar und um
fassend zugute kom

m
t.

A
uch eine solche K

ernfelderpolitik hat zw
eifelsohne ihre V

orzüge. G
e-

w
erkschaften verfügen in den A

renen der B
etriebs- und Tarifpolitik über

die größten E
rfahrungen und vorhandene w

ie potenzielle M
itglieder erw

ar-
ten in diesen B

ereichen gew
erkschaftliche E

rfolge. W
o die Z

eiten härter
und die zur V

erfügung stehenden M
ittel knapper w

erden, kann die K
onzen-

tration auf w
ichtige K

erntätigkeiten allem
al betriebsw

irtschaftliche Plausi-
bilität reklam

ieren. D
ies um

so m
ehr, als die K

onzentration auf das betrieb-
liche K

erngeschäft als die w
ohl kaum

 noch um
strittene Präm

isse m
oderner

effizienz- und profitorientierter U
nternehm

ensführungsstrategien gilt. D
as

Paradigm
a der K

onzentration auf die K
ernfelder eines U

nternehm
ens steht

in unm
ittelbarem

 Z
usam

m
enhang m

it der im
m

er enger w
erdenden K

oppe-
lung der U

nternehm
ensstrategien an die E

ntw
icklung der transnationalen

K
apitalm

ärkte und die H
inw

endung zu den so genannten Strategien w
ert-

orientierter U
nternehm

ensführung (dazu etw
a T

hom
as/N

icolai 2002 und
H

öppner 2003). U
nter dem

 B
egriff der »Shareholder-V

alue-Strategie« zu
höchsten E

hren gekom
m

en, haben sich U
nternehm

ensstrategien, die sich
nahezu ausschließlich am

 aktuellen A
ktienw

ert und dam
it an der Steige-

rung des V
erm

ögens der A
nteilseigner orientieren, in beinahe allen Sekto-

ren der Ö
konom

ie durchgesetzt (grundlegend dazu: R
appaport 1998). A

uch
w

enn der Stern der Shareholder-V
alue-Philosophie in ihrem

 U
rsprungsland,

den U
SA

, längst im
 Sinken begriffen ist (siehe etw

a C
ollingw

ood 2001), in
E

uropa und insbesondere in D
eutschland w

agt kaum
 ein Spitzenm

anager
sich den A

nforderungen der A
nalysten zu w

idersetzen, die vor allem
 die

E
lim

inierung aller nicht zum
 K

erngeschäft gehörenden W
irtschaftstätigkeiten

erw
arten.

A
nalogien zw

ischen U
nternehm

ensstrategien und den V
ersuchen der

G
ew

erkschaften, ihre m
onetäre Finanz- und politische E

rtragskrise zu über-
w

inden, m
üssen nicht von vorneherein absurd sein. W

arum
 sollte die Frage,

w
ie der W

ert der gew
erkschaftlichen »A

nteilseigener« (der M
itglieder) ge-

steigert w
erden kann, nicht einen produktiven B

lick auf das gew
erkschaft-

liche Strategieproblem
 eröffnen? W

enn knapper w
erdende R

essourcen in
den Feldern investiert w

erden, in denen sie den höchsten politischen G
renz-

nutzen versprechen – könnte dies nicht die politische E
rtragskraft des »U

n-
ternehm

ens« G
ew

erkschaft stärken?
D

och bereits der zw
eite B

lick lässt die engen G
renzen dieser A

nalogien
sichtbar w

erden. D
er politische N

utzen aus gew
erkschaftlicher M

itglied-
schaft ist etw

as qualitativ anderes als w
irtschaftlicher Profit aus unterneh-

m
erischen E

igentum
srechten. B

eide w
erden auf unterschiedlichen W

egen
generiert und lassen sich auch nicht nach den gleichen R

egeln verm
ehren.

D
ie G

ew
erkschaften hätten schnell erhebliche E

inbußen an politischer E
r-

tragskraft hinzunehm
en, w

ürden sie sich im
 R

ahm
en einer Fokussierung

auf die gew
erkschaftlichen K

ernfelder, aus den gew
erkschaftspolitischen

R
ahm

enfeldern der G
esellschafts-, W

irtschafts-, B
eschäftigungs-, Sozial-

und B
ildungspolitik zurückziehen. D

ie A
bw

ertung eigener T
ätigkeiten in

bzw
. die D

elegation von Interessenvertretungsansprüchen an andere A
kteu-

re in diesen Politikfeldern w
ürde sehr schnell als R

estriktion auf die Inter-
essenvertretung in den K

ernfeldern zurückw
irken.

D
ies lässt sich beispielhaft an dem

 Z
usam

m
enhang zw

ischen tariflicher
E

inkom
m

enspolitik und Fragen der Steuer- und Sozialpolitik illustrieren.
In den letzten Jahren ist die reale E

inkom
m

ensposition der abhängig B
e-

schäftigten in erheblichem
 M

aße durch steuerpolitische U
m

verteilung und
die Privatisierung von L

eistungen in der R
enten- und K

rankenversicherung
im

 R
ahm

en des B
ruchs der paritätischen Finanzierung beeinträchtigt w

or-
den. Insbesondere die Z

usatzbelastungen durch steigende Sozialversiche-
rungsbeiträge sow

ie Z
uzahlungen für G

esundheitsleistungen und private
Z

usatzversicherungen für die A
ltersvorsorge haben die N

ettoergiebigkeit
der arbeitnehm

erischen B
ruttoeinkom

m
en erheblich belastet. A

ngesichts von
M

assenarbeitslosigkeit und ökonom
ischer S

tagnationskrise und der sich
daraus ableitenden m

achtpolitischen K
räfteverhältnisse w

äre die tarifliche
E

inkom
m

enspolitik der G
ew

erkschaften heillos m
it dem

 A
nspruch über-

fordert, diese B
elastungen auszugleichen und darüber hinaus ein M

inim
um

an R
eallohnzuw

ächsen zu sichern. D
er V

erzicht auf die E
influssnahm

e steuer-
und sozialpolitischer E

ntscheidungen w
ird also m

it einer potenziellen E
nt-

w
ertung gew

erkschaftlicher Tarifpolitik erkauft. R
ahm

enfelder schlagen
K

ernfelder!
A

us einem
 w

eiteren G
rund w

äre ein strategischer R
ückzug auf die ge-

w
erkschaftlichen K

ernfelder fatal. Z
um

 einen liefen die G
ew

erkschaften
G

efahr, in der Tat zur L
obby relativ privilegierter B

eschäftigtengruppen zu
degenerieren und dam

it ihren historisch erkäm
pften A

nspruch auf eine klas-
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senübergreifende Interessenvertretung sow
ie eine aktive B

eteiligung an der
G

esellschaftsgestaltung preiszugeben. D
am

it verlören sie die Fähigkeit, die
vollständigen R

eproduktionsinteressen der L
ohnabhängigen zu vertreten und

klam
m

erten system
atisch jene Interessendim

ensionen aus, die in der Sphä-
re des Politischen verhandelt und entschieden w

erden. Insbesondere in den
Feldern der aktiven A

rbeitsm
arkt- und B

eschäftigungspolitik sow
ie der

A
usgestaltung der System

e der sozialen Sicherung w
erden V

ersorgungs-
standards und B

eteiligungsansprüche vor allem
 über V

erordnungen und
G

esetze geregelt, die in den politischen A
renen und dam

it außerhalb der
B

etriebs- und Tarifpolitik entstehen. E
ine G

ew
erkschaftspolitik auf der

G
rundlage eines um

fassenden Interessenbegriffs bedarf also zw
angsläufig

einer politischen O
rientierung, die gew

erkschaftliches E
ngagem

ent im
 B

e-
reich der W

irtschafts-, B
eschäftigungs- und Sozialpolitik erfordert.

D
ie A

nnahm
e der R

olle einer lediglich Partikularinteressen vertretenden
L

obby w
äre aus einem

 w
eiteren G

rund problem
atisch. Sow

ohl der verfas-
sungsrechtliche Status (Stichw

orte: Tarifautonom
ie, V

ereinigungsfreiheit,
usw

.) als auch Teile ihres m
oralischen K

apitals speisen sich aus der Selbst-
und Frem

ddefinition der G
ew

erkschaften als einer V
ertretung aller abhän-

gig B
eschäftigten. E

s geht um
 eine gem

einw
ohlnahe Interessenvertretung

der großen M
ehrheit der B

evölkerung und nicht um
 die Partikularinteres-

sen einzelner G
esellschaftsgruppen, die aufgrund ihrer A

rbeitsm
arktpositi-

on (Z
ugehörigkeit zur Stam

m
belegschaften) als relativ privilegiert gelten.

D
ie G

ew
erkschaften w

ürden sich schnell bei der V
erteidigung ihrer noch

vorhandenen gesellschaftlichen A
nerkennung und noch existierender ver-

fassungsrechtlicher R
echte selbst schw

ächen. Sie spielten dam
it jenen in

die H
ände, die heute bereits arbeitnehm

erische und gew
erkschaftliche V

er-
fassungsrechte als nicht länger akzeptable »staatliche M

achtsubventionen
für die G

ew
erkschaften« geißeln und eine grundlegende E

ntm
achtung der

G
ew

erkschaften im
 deutschen A

rbeits-, Sozial- und V
erfassungsrecht for-

dern (R
ieble 2005). E

s spricht also w
enig dafür, dass die G

ew
erkschaften

die erw
arteten E

rfolge einer politischen R
evitalisierung durch die Flucht in

einen partikularen L
obbyism

us und Strategien einer »halbierten Interessen-
vertretung« erreichen können.

Erw
eiterung des interessenpolitischen M

andats
D

er vierte Typ einer gew
erkschaftlichen N

euorientierung em
pfiehlt den

G
ew

erkschaften eine E
rw

eiterung ihres interessenpolitischen M
andats. D

ie-
ser Typ stellt letztlich das G

egenteil der Strategie einer Fokussierung auf
das gew

erkschaftliche K
erngeschäft dar. E

r betont die E
nge und B

egrenzt-

heit gew
erkschaftlicher B

etriebs- und Tarifpolitik und em
pfiehlt die A

us-
w

eitung von S
elbstanspruch und T

ätigkeiten der G
ew

erkschaften in die
Sphären von Politik und G

esellschaft hinein. D
iese reichen von den staatli-

chen Institutionen über die W
ohngebiete bis hinein in die Felder der A

ll-
tagskultur und der K

ulturpolitik. D
ie zentrale Strategieem

pfehlung lautet
also: Statt K

onzentration – D
iffusion, und zw

ar in die Felder der G
esell-

schafts-, A
lltags- und K

ulturpolitik.
A

ls einer der prom
inentesten V

ertreter dieser Strategieem
pfehlung kann

der Soziologe O
skar N

egt (2004) gelten. Sein A
ppell für eine M

andatser-
w

eiterung lässt sich als W
arnung vor einer V

erengung des gew
erkschaftli-

chen Interessenbegriffs und als Plädoyer für seine E
rw

eiterung in einem
m

ehrfachen Sinne lesen. G
efordert w

ird zum
 einen die E

rw
eiterung des

A
ktionsraum

s im
 Sinne der A

usdehnung gew
erkschaftlicher A

ktivitäten in
die außerbetrieblichen gesellschaftlichen H

andlungsfelder (»horizontale
E

rw
eiterung«); zum

 anderen plädiert er für eine A
usw

eitung des Interes-
senvertretungsm

andats auf die »Schichten der Persönlichkeitsbildung« und
dam

it die Interessendim
ensionen, die durch die em

otionalen und sozialen
B

edürfnisse der M
enschen in allen L

ebenssphären generiert w
erden (»ver-

tikale E
rw

eiterung«).
A

uch diese Strategieem
pfehlung kann plausible A

rgum
ente für sich re-

klam
ieren. Sie greift die realen D

efizite der K
ernfelderstrategie auf und w

arnt
– durchaus berechtigt – vor der G

efahr einer E
ntpolitisierung der gew

erk-
schaftlichen Interessenvertretung infolge eines R

ückzugs aus den politischen
A

renen. Z
ugleich kann sie sich auf den U

m
stand stützen, dass nicht nur im

R
ahm

en von A
rbeitslosigkeit zunehm

ende Teile der L
ohnabhängigen aus

der E
rw

erbsarbeit und dam
it aus den E

rfahrungsräum
en der A

rbeitsw
elt

ausgegrenzt w
erden, sondern dass auch der historische T

rend zur R
eduzie-

rung der A
rbeitszeit – trotz aller aktuellen G

egentendenzen – Z
eitanteile

und B
edeutung der lebensw

eltlichen E
rfahrungsräum

e erhöhen.
U

nd dennoch ist auch die Strategie einer um
fassenden E

rw
eiterung des

interessenpolitischen M
andats nicht ohne R

isiken. Z
unächst schw

ingt in
der V

ielzahl und der B
evorzugung der außerbetrieblichen B

ereiche, in die
das erw

eiterte Interessenm
andat ausstrahlen soll, die Intension der N

ach-
rangigkeit oder zum

indest die G
efahr der V

ernachlässigung der Tarif- und
B

etriebspolitik m
it. D

och so problem
atisch ein R

ückzug der G
ew

erkschaf-
ten aus den A

renen des Politischen w
äre, so fatal w

äre eine V
ernachlässi-

gung der F
elder der B

etriebs- und Tarifpolitik. In einer kapitalistischen
Ö

konom
ie kann auch interessenpolitische V

ertretungsm
acht in Politik und

G
esellschaft nicht gänzlich außerhalb der gew

erkschaftlichen K
ernfelder
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generiert w
erden. M

it anderen W
orten: O

hne die Stabilisierung gew
erk-

schaftlicher D
urchsetzungsm

acht in der B
etriebs- und Tarifpolitik w

erden
sie auch als gesellschafts- und kulturpolitische A

kteure kaum
 E

influss er-
langen können. D

enn letztlich besteht die entscheidende M
achtressource

der G
ew

erkschaften in der O
ption auf eine glaubw

ürdige A
ndrohung einer

organisierten U
nterbrechung des ökonom

ischen Produktions- und V
erw

er-
tungsprozesses. E

s sind die dadurch drohenden V
erluste an privatw

irtschaft-
lichem

 Profit und gesellschaftspolitischer Stabilität, die in A
ushandlungs-

konflikten die gegenüberstehenden A
kteure dazu zw

ingen, in den eigenen
S

trategien die Interessenlagen und Forderungen der G
ew

erkschaften zu
berücksichtigen. O

der, in A
nlehnung an E

.O
. W

right (2000) form
uliert: D

ie
O

rganisationsm
acht (»associational pow

er«) der G
ew

erkschaften bedarf der
M

arkt- und Produktionsm
acht (»m

arketplace bargaining pow
er« und »w

ork-
place bargaining pow

er«) der organisierten A
rbeiterschaft. D

ie G
ew

erkschaf-
ten w

erden in der Politik und den lebensw
eltlichen Sphären der G

esell-
schaft und der K

ultur nicht ausgleichen können, w
as ihnen an M

itglieder-
stärke, betriebspolitischer V

erankerung und tarifpolitischer D
urchsetzungs-

kraft verloren gegangen ist. E
influsspotenziale in der G

esellschafts- und
K

ulturpolitik m
üssen auf betriebs- und tarifpolitischer Stärke aufbauen und

können sie keinesw
egs ersetzen.

H
inzu kom

m
t ein zw

eites Problem
. G

ew
erkschaftliche K

risen- und D
e-

fensivphasen in Z
eiten stagnierender W

irtschaft, steigender A
rbeitslosig-

keit und konfliktintensiverer V
erteilungskäm

pfe gehen in der R
egel m

it rück-
läufigen R

essourcen einher. D
abei bedeuten M

itgliederverluste sinkende
E

innahm
en und in der K

onsequenz sinkende Finanz- und D
urchsetzungs-

kraft. In dieser Phase m
ag die H

offnung auf m
ehr politische E

ffizienz durch
die B

ündelung vorhandener R
essourcen trügerisch sein, eine unkontrollier-

te R
essourcenstreuung birgt jedoch auch erhebliche R

isiken in sich. D
enn

gerade in den gew
erkschaftlichen R

ahm
enfeldern sind politische E

rfolge
vielfach nur über einen hohen V

orschuss an finanziellen, personellen und
zeitlichen R

essourcen realisierbar. D
ort agieren die G

ew
erkschaften in Fel-

dern, w
o sie oftm

als ein (m
itunter eher m

achtloser) Player unter vielen und
E

rfolge m
ittelfristig eher schw

ierig bis unw
ahrscheinlich sind. D

as gilt etw
a

für die W
irtschafts-, B

eschäftigungs- und Sozialpolitik. Politisch geschw
äch-

te G
ew

erkschaften tun sich schw
er, konservative oder neusozialdem

okrati-
sche R

egierungen zu einer Politik zu drängen, die w
irksam

 W
irtschafts-

w
achstum

 fördert, A
rbeitslosigkeit senkt und neue Finanzierungsspielräu-

m
e einer solidarischen M

odernisierung des Sozialstaates eröffnet. D
as liegt

auf Seiten der G
ew

erkschaften an der abnehm
enden Fähigkeit, hinreichen-

den politischen D
ruck zu erzeugen; und das liegt auf Seiten der politischen

Parteien an ihrer H
inw

endung zu neoliberalen und angebotspolitischen Pa-
radigm

en, die eher krisenverschärfend als krisenlösend w
irken. Ä

hnlich sieht
es in anderen Politikfeldern aus. So ist die G

efahr einer Ü
berforderung knap-

per R
essourcen durch ein zu um

fassendes E
ngagem

ent in den unterschied-
lichsten Feldern der K

ulturpolitik nicht von der H
and zu w

eisen, w
ährend

die gesellschafts- und gew
erkschaftspolitischen E

rträge doch bestenfalls »in
the long run« zu erw

arten sind. D
as spricht nicht gegen eine A

ufw
ertung

und Intensivierung gew
erkschaftlichen E

ngagem
ents in den lebensw

eltli-
chen B

ereichen. A
ber es verw

eist auf die noch ausstehende intensive D
e-

batte über den Stellenw
ert der einzelnen H

andlungssphären und ihr politi-
schen N

utzen m
axim

ierendes V
erhältnis zueinander im

 R
ahm

en einer nach-
haltigen Interessenvertretungspolitik.

Essentials eines integralen Strategieansatzes

D
ie Typologisierung von Positivbildern einer m

öglichen strategischen N
eu-

orientierung der G
ew

erkschaften kann helfen, V
or- und N

achteile der diver-
sen Strategieoptionen zu identifizieren und zu diskutieren. D

as ist ange-
sichts der K

om
plexität der U

m
w

elt, in der die G
ew

erkschaften eine pro-
blem

adäquate Z
ukunftsstrategie entw

ickeln m
üssen, nicht w

enig. D
ennoch

stößt auch die M
ethode der Idealtypenbildung an G

renzen. D
enn die so

gew
onnenen Typen abstrahieren doch sehr stark von der R

ealität, in der
sich die G

ew
erkschaften befinden und lassen schnell deutlich w

erden, dass
realpolitische Strategien sicherlich im

m
er einen M

ix aus verschiedenen Stra-
tegieoptionen darstellen w

erden. D
och die E

m
pfehlungen aus der bisheri-

gen D
ebatte sind – w

ie gesehen – verw
irrend. K

om
m

unikationspolitik, Ser-
vicepolitik, K

ernfelderpolitik oder G
esellschaftspolitik – w

orauf sollen die
G

ew
erkschaften nun ihre strategische Priorität setzen? W

o sollte nun der
strategische Schw

erpunkt liegen.
D

en höchsten N
utzen scheint ein A

nsatz zu versprechen, der die Stärken
der unterschiedlichen Strategieoptionen bündelt und zugleich deren N

ach-
teile und R

isiken m
inim

iert. H
ohe A

ufm
erksam

keit hat dabei der jew
eilige

Stellenw
ert, der den K

ern- und R
ahm

enfeldern zuw
eisen w

ird. H
ierbei han-

delt es sich um
 ein Schlüsselproblem

 gew
erkschaftlicher Z

ukunftsfähig-
keit. D

abei kann festgehalten w
erden: E

in R
ückzug aus den R

ahm
enfeldern

der W
irtschafts-, B

eschäftigungs-, Sozial- und G
esellschaftspolitik und eine

Strategie der K
onzentration auf die K

ernfelder der B
etriebs- und Tarifpoli-
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tik w
ürde die G

ew
erkschaften den D

efiziten einer Politik der halbierten
Interessenvertretung, der zurückgenom

m
enen A

utonom
ie, des partikularen

L
obbyism

us und schließlich der G
efahr der institutionellen E

rstarrung aus-
setzen. Z

ugleich verlören sie an E
influss über die Politikfelder, in denen in

erheblichem
 U

m
fang über G

estaltungschancen in den gew
erkschaftlichen

K
ernfeldern entschieden w

ird. A
ndererseits gilt ebenfalls: E

ine überzogene
D

iffusion in die unterschiedlichen Sphären der G
esellschaftspolitik und eine

entsprechende Streuung knapper w
erdender R

essourcen setzt sich der G
e-

fahr der Ü
berforderung gew

erkschaftlicher H
andlungskapazitäten und der

V
ernachlässigung der G

enerierung von M
achtressourcen in den K

ernfel-
dern aus. W

er die m
acht- und organisationspolitischen V

orteile der strategi-
schen B

ündelung vorhandener K
apazitäten in den Feldern, in denen die

G
ew

erkschaften auch ihre gesellschaftspolitische H
andlungsfähigkeit fun-

dieren m
üssen, vernachlässigt, schw

ächt letztlich die gew
erkschaftliche

H
andlungskom

petenz in allen Feldern.
A

ngesichts dieser Sachlage führt kein W
eg daran vorbei, aus der A

nalyse
der V

or- und N
achteile der diversen Positivbilder O

rientierungspunkte für
eine Strategie der gew

erkschaftlichen R
evitalisierung heraus zu destillie-

ren. D
ies könnte durch die D

efinition der A
ufgaben und Z

iele geschehen,
die für die G

enerierung und M
obilisierung organisatorischer Stabilität und

politischer D
urchsetzungsm

acht von besonderer W
ichtigkeit sind. D

ie A
k-

tivierung von V
orteilen und die M

inim
ierung von N

achteilen und R
isiken

der einzelnen Strategieoptionen könnte über den W
eg der D

efinition strate-
gischer Schlüsselaufgaben und -ziele und der B

enennung von politischen
Projekten zu ihrer R

ealisierung angegangen w
erden. D

abei kann durchaus
auf D

ebatten im
 B

ereich der strategischen U
nternehm

ensführung und die
dort gem

achten E
rfahrungen zurückgegriffen w

erden, auch w
enn die A

na-
logien zw

ischen G
ew

erkschaften und U
nternehm

en nicht überzogen w
er-

den sollten. E
inschlägige B

eiträge aus der jüngeren Strategieprozessfor-
schung w

arnen insbesondere vor drei potenziellen Fehlern: vor überzoge-
nen E

rw
artungen an die hierarchisch organisierte Planbarkeit von strategi-

schem
 H

andeln, vor der V
ernachlässigung der B

edeutung offener Planungs-
prozesse in der Strategiebildungen und vor der M

issachtung der Tatsache,
dass nicht zuletzt die V

erzahnung von O
rganisationstheorie und strategi-

schem
 M

anagem
ent über E

rfolg und M
isserfolg entscheiden (siehe dazu

M
intzberg 1995, Schreyögg 1999, Porter 1996).
U

nter B
erücksichtigung dieser A

spekte kann jedoch auch für die G
ew

erk-
schaften strategische Politikplanung m

it einer R
eihe von V

orteilen verbun-
den sein. Sie erm

öglicht – im
 E

rfolgsfall – die K
onzentration knapper w

er-

dender (personeller und finanzieller) R
essourcen auf die Felder m

it dem
höchsten politischen G

renznutzen; sie steigert T
ransparenz und verringert

R
eibungsverluste bei E

ntscheidungsfindungsprozessen und fördert dam
it

die A
kzeptanz von E

ntscheidungen; sie trägt zur N
achhaltigkeit von O

rga-
nisationshandeln durch die A

usrichtung an m
ittel- und langfristigen Z

ielen
bei; sie verleiht durch strategische, also »situationsübergreifende« H

and-
lungsm

uster dem
 O

rganisationshandeln K
ontinuität und V

erlässlichkeit; und
schließlich verm

ag sie nach Innen O
rientierung und Identität zu stiften und

nach A
ußen das Profil einer O

rganisation zu schärfen.
A

uch aus S
icht der IG

 M
etall gew

innt strategische P
olitikplanung an

B
edeutung, erfolgreiche P

lanungsprozesse können in diesem
 S

inne von
hohem

 W
ert sein. So sind etw

a die identitätsstiftenden Funktionen nach
Innen und die profilschärfende Funktion nach A

ußen genauso von B
edeu-

tung w
ie die C

hance, durch die K
onzentration knapper R

essourcen auf stra-
tegische Schlüsselziele die politische G

renzproduktivität zu erhöhen. E
benso

kann sie zur E
ffizienzsteigerung interner O

rganisationsprozesse beitragen,
w

enn es gelingt, die strategische Personalplanung, B
udgetplanung und die

politische Planung m
it der D

efinition politischer Schw
erpunktziele zu ver-

binden und som
it allen diesen K

ernprozessen eine gem
einsam

e R
ichtung

zu geben. W
arum

 all dies der G
ew

erkschaftspolitik unter den B
edingungen

neo-konservativer H
egem

onie von N
utzen sein kann, liegt auf der H

and.
E

in solcher, integrierter Strategieansatz m
üsste also versuchen, m

it einer
schw

ierigen Pendellage zurecht zu kom
m

en und einen gangbaren W
eg zw

i-
schen zw

ei Irrw
egen zu finden. D

er eine Irrw
eg besteht in der E

ntw
ertung

der Politik in den K
ernfeldern durch eine überzogene Fokussierungsstrate-

gie und den R
ückzug aus den politischen R

ahm
enfeldern; der zw

eite in der
überm

äßigen Streuung knapper R
essourcen durch ein überzogenes E

nga-
gem

ent in zu vielen R
ahm

enfeldern. In diesem
 Sinne hätte ein integraler

Strategieansatz folgenden Präm
issen R

echnung zu tragen:
■

D
ie gew

erkschaftlichen A
ktivitäten in den K

ern- und R
ahm

enfeldern
dürfen nicht addiert, sondern m

üssen integriert w
erden, sollen die m

ögli-
chen politischen Synergieeffekte erschlossen w

erden.
■

D
ie gew

erkschaftlichen M
achtressourcen m

üssen in den K
ernfeldern

generiert und m
obilisiert, in den R

ahm
enfeldern aber gesichert und ver-

stärkt w
erden.

■
D

ie m
achtpolitische N

eufundierung in den A
renen der B

etriebs- und Ta-
rifpolitik ist unverzichtbar, m

uss aber durch eine N
eubelebung des ge-

sellschaftspolitischen M
andats unterstützt und in die A

renen des Politi-
schen hinein verlängert w

erden.
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V
ersucht m

an diese Präm
issen für die strategische Politikplanung der G

e-
w

erkschaften nutzbar zu m
achen, so ergibt sich daraus die V

orrangigkeit
folgender strategischer Schlüsselaufgaben bzw

. -ziele (dazu auch: U
rban

2005). E
rstens: D

ie K
orrektur der M

achtverschiebungen im
 K

apital-A
rbeit-

System
 zu G

unsten der L
ohnabhängigen und ihrer G

ew
erkschaften, w

om
it

insbesondere die Felder der B
etriebs- und Tarifpolitik angesprochen sind.

Z
w

eitens: A
nstrengungen zur R

ückgew
innung bzw

. Stärkung des gew
erk-

schaftlichen E
influsses in den politischen A

renen. D
rittens: M

aßnahm
en

zur Stabilisierung und M
odernisierung der gew

erkschaftlichen O
rganisati-

onsstrukturen. U
nd viertens: A

nstrengungen zur m
edialen N

euprofilierung
der G

ew
erkschaften.

Schlüsselziele einer Strategie gew
erkschaftlicher Revitalisierung

Korrektur der M
achtverschiebung im

 Kapital-Arbeit-System
E

in erstes Schlüsselziel besteht in der K
orrektur der M

achtverschiebung in
den K

apital-A
rbeits-B

eziehungen, die sich seit der K
rise des fordistischen

K
apitalism

us zugunsten des K
apitals vollzogen hat. D

er M
achtgew

inn des
K

apitals beruht vor allem
 auf zw

ei Faktoren. Z
um

 einen erhöht die T
rans-

nationalisierung der ökonom
ischen B

eziehungen M
öglichkeiten und W

ahr-
scheinlichkeiten der V

erlagerung von Produktionsstandorten und A
rbeits-

plätzen. In dem
 M

aße, in dem
 sich die räum

liche M
obilität der U

nterneh-
m

en erhöht, w
ächst ihnen die M

öglichkeit des A
usstiegs aus den zum

einst
nationalstaatlich organisierten R

egulierungssystem
en und dam

it den G
el-

tungsbereichen sozialstaatlicher A
rbeitnehm

er- und G
ew

erkschaftsrechten
zu. D

abei stärkt das taktische Spielen m
it der W

ahrnehm
ung dieser E

xit-
O

ption die M
acht- und V

erhandlungsposition der U
nternehm

ensleitungen
auch in den Fällen, in denen V

erlagerungsankündigungen eher D
rohungen

als reale M
öglichkeiten sind. D

ies resultiert vor allem
 aus der asym

m
etri-

schen V
erteilung strategisch relevanter Inform

ationen. In der R
egel fehlen

B
elegschaften, betrieblichen Interessenvertretungen und G

ew
erkschaften

schlichtw
eg die Inform

ationen, um
 die R

elevanz angedrohter V
erlagerun-

gen beurteilen zu können.
Z

unächst geht es um
 die m

achtpolitische N
eufundierung im

 gew
erkschaft-

lichen K
ernfeld der B

etriebspolitik. D
ie unübersehbare Tendenz zur V

erbe-
trieblichung von tarif- und beschäftigungspolitischen A

nforderungen so-
w

ie die ebenfalls evidente Tendenz zur betriebssyndikalistischen A
bkoppe-

lung der B
etriebsräte durch ihre E

inbindung in betriebliche W
ettbew

erbs-

koalitionen stellt die G
ew

erkschaften vor die A
ufgabe, über ihre betriebli-

che R
epräsentanz und betriebspolitische V

erankerung neu nachzudenken.
D

abei dürfte eine Politik der einfachen R
eaktivierung der traditionellen ge-

w
erkschaftlichen V

ertrauensleutearbeit unzureichend und kaum
 realistisch

sein. G
efragt sind vielm

ehr neue Form
en unm

ittelbarer gew
erkschaftlicher

R
epräsentanz in den B

etrieben und ggf. neue M
odelle einer die gew

erk-
schaftliche D

urchsetzungskraft stärkenden K
ooperation zw

ischen G
ew

erk-
schaften, betrieblichen Interessenvertretungen und B

elegschaften.
D

och neben der N
euaufstellung der A

kteure m
uss über eine V

eränderung
m

ikroökonom
ischer A

nreizkulissen nachgedacht w
erden, die Standortver-

lagerungen aus D
um

ping-G
ründen für die U

nternehm
en so attraktiv m

a-
chen. H

ier m
uss das E

ngagem
ent für Forderungen verstärkt w

erden, die
schon seit geraum

er Z
eit auf der gew

erkschaftspolitischen A
genda stehen.

D
abei geht es insbesondere um

 D
ruck auf die politischen E

ntscheidungs-
träger, vor allem

 in der erw
eiterten E

uropäischen U
nion Tarif-, Sozial- und

S
teuerstandards dergestalt einander anzugleichen, dass von ihnen keine

kontraproduktiven D
um

ping-A
nreize ausgehen. D

as m
uss keinesw

egs in
einem

 perspektivlosen Standort-N
ationalism

us enden. D
ie unterschiedlichen

Produktivitätsniveaus der einzelnen L
änder und berechtigte A

ufholinteres-
sen sollten durchaus B

erücksichtigung finden. D
as w

ürde z.B
. auf eine eu-

ropäische U
nternehm

ens-Steuerpolitik hinauslaufen, die einheitliche R
e-

geln m
it B

lick auf die D
efinition der B

em
essungsgrundlage, der M

indest-
sätze und sachgerechte U

nternehm
enssteuertarife anvisiert.

H
inzu kom

m
en m

uss die K
orrektur des vertretungspolitischen M

achtge-
fälles zw

ischen den einzelnen Standorten und R
egionen. H

ier geht es um
den A

usbau der inner- w
ie außerbetrieblichen K

om
m

unikations- und Inter-
essenvertretungsstrukturen. W

ichtige A
nsatzpunkte bieten die europäischen

und W
eltbetriebsräte, aber auch der A

usbau und die Stärkung der transna-
tionalen G

ew
erkschaftsstrukturen und gew

erkschaftlichen D
achverbände.

H
inzu kom

m
en m

üssten aber auch neue A
nsätze. So w

äre es durchaus denk-
bar, K

äm
pfe gegen D

um
ping-V

erlagerungen – w
o sinnvoll – auch m

it der
Forderung zu führen, V

erlagerungen nicht gänzlich zu verhindern, eventu-
elle Z

ustim
m

ung aber an Z
usagen für gew

erkschaftliche und A
rbeitneh-

m
errechte zu koppeln. So können im

 R
ahm

en konzernw
eiter V

erlagerungs-
vereinbarungen der freie Z

ugang von G
ew

erkschaften in den neuen Stand-
orten, die V

erpflichtung der A
rbeitgeber auf Tarifbindungen und die A

ner-
kennung betrieblicher E

influssrechte kodifiziert w
erden. E

in solcher
»U

nion-and-R
egulations-T

ransfer« m
üsste allerdings ergänzt w

erden. H
in-

zu kom
m

en m
üssten standortübergreifende und konzernw

eite Strategien der
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A
ufteilung von E

ntscheidungsbefugnissen, aber auch der fairen Z
uteilung

von V
or- und N

achteilen zw
ischen allen B

eteiligten (»G
ain-and-Pain-Sha-

ring«). D
abei handelt es sich um

 konzerninterne »Solidaritäts-Pakte«, die
einen Solidarausgleich zw

ischen allen beteiligten A
kteuren organisieren,

der aus den realisierten A
rbitrage-G

ew
innen des U

nternehm
ens gespeist

w
erden kann. D

er K
ern dieser Solidaritätspakte besteht im

 Prinzip der rea-
len (!) K

om
pensation des verlagerungsgeschädigten durch den verlagerungs-

begünstigten Produktionsstandort. E
ine solche Strategie kann an das in der

W
ohlfahrtsökonom

ie diskutierte »K
aldor-H

icks-K
riterium

« anknüpfen. E
s

besagt sinngem
äß, dass M

aßnahm
en durchaus sinnvoll und w

ohlfahrtsstei-
gernd sein können, w

enn G
ew

inner von U
m

verteilungsprozessen aus ihren
U

m
verteilungsgew

innen die V
erlierer durch K

om
pensationszahlungen ent-

schädigen. W
ürden diese K

om
pensationszahlungen aus den K

ostenerspar-
nissen oder E

rtragspotenzialen der V
erlagerung gespeist, w

ürde dies zw
ar

den V
erlagerungs-G

ew
inn des U

nternehm
ens reduzieren, N

utzen und A
k-

zeptanz der V
erlagerung in den B

elegschaften aber sicherlich erhöhen.
A

uch im
 K

ernfeld der tarifpolitischen Interessenvertretung und m
it B

lick
auf den unverzichtbaren A

usbau tarifpolitischer K
onfliktfähigkeit gew

innt
die B

etriebsebene an B
edeutung. D

urch die zunehm
ende Ö

ffnung überbe-
trieblicher kollektiver Tarifregelungen für betriebsspezifische A

bw
eichun-

gen stellt sich die Frage nach einem
 neuen V

erhältnis überbetrieblicher Stan-
dards und betrieblicher D

iversifizierungen. D
abei dürfte der scheinbar ein-

fache A
usw

eg, den eine politisch w
eiter forcierte V

erbetrieblichung tarif-
vertraglicher R

egelungen zu w
eisen scheint, schnell in die Irre führen. D

enn
nach w

ie vor erw
eisen sich Interessenvertretungen und B

elegschaften in
krisengeschüttelten B

etrieben in der R
egel nicht in der L

age, das A
usm

aß
an Interessenvertretungsm

acht zu m
obilisieren, das für eine erfolgreiche

Interessenvertretungspolitik notw
endig w

äre.
U

m
 dem

 T
rend zunehm

ender A
bw

eichungen vom
 Flächenvertrag entge-

genzuw
irken, w

äre zum
 einen eine höhere V

erbindlichkeit bei V
erfahren

und inhaltlichen K
riterien der tarifpolitischen K

oordinierung sinnvoll. E
s

geht um
 gem

einsam
e R

ichtlinien der A
uslegung geltender Tarifregelungen

und dam
it auch der Z

ulässigkeit von abw
eichenden R

egelungen – letztlich
m

it dem
 Z

iel ihrer M
inim

ierung. Z
ugleich geht es um

 A
nsätze einer be-

triebspolitischen Stabilisierung des Flächentarifvertrags. H
ier liegen betrieb-

liche Praxiserfahrungen vor (siehe etw
a das K

onzept »besser statt billiger«),
die insgesam

t betrachtet am
bivalent einzuschätzen sind, durchaus aber auch

E
rfolge vorzuw

eisen haben. D
ie vorliegenden E

rfahrungen m
üssen kritisch

reflektiert und strategische K
onzepte w

eiterentw
ickelt w

erden. N
icht zu-

letzt geht es um
 eine breitere und intensivere E

inbeziehung der B
elegschaf-

ten in die V
erteidigung des Flächentarifvertrags und – falls unum

gänglich –
in die V

ereinbarung abw
eichender R

egelungen. D
abei m

uss der E
inhaltung

flächentarifvertraglicher Standards gegenüber betrieblichen A
bw

eichungen
strukturelle Priorität eingeräum

t w
erden. D

ie H
ürden für abw

eichende R
e-

gelungen m
üssen m

öglichst hoch sein. Sollten sich aufgrund m
anifester

betrieblicher K
risen oder B

esonderheiten abw
eichende R

egelungen nicht
verhindern lassen, w

äre M
aßnahm

en (G
ründung betrieblicher Tarifkom

m
is-

sionen, m
obilisierungsorientierte E

inbeziehungen der B
elegschaften in

A
ktionen, A

ktivierung der regionalen Ö
ffentlichkeit usw

.) einer m
obilisie-

rungs- und beteiligungsorientierten B
etriebspolitik Priorität einzuräum

en.
D

ass auch bei der V
erteidigung tariflicher Standards die T

ransnationalisie-
rung der gew

erkschaftlichen K
om

m
unikations- und K

oordinierungsstruk-
turen unverzichtbar ist, bedarf keiner intensiveren B

egründung. D
ies gilt

innerhalb w
ie außerhalb der transnationalen K

onzerne. M
ittelfristig m

üs-
sen die A

ktivitäten außerhalb der B
etriebe über die K

oordinierung der na-
tionalen tarifpolitischen G

roßprojekte hinausreichen. H
eute scheint die V

er-
einbarung tariflicher R

ahm
enverträge für Fragen der A

rbeitszeit, für A
us-

und W
eiterbildung oder kollektiver M

itbestim
m

ungs- und Teilhaberechte
noch Z

ukunftsm
usik, doch das dürfen sie nicht m

ehr lange bleiben.

Rückgew
innung des gew

erkschaftlichen Einflusses
in den politischen Arenen
Für gew

erkschaftliche Interessenvertretungspolitik ist E
influss auf das R

e-
gierungshandeln insbesondere desw

egen unverzichtbar, w
eil die V

ertretung
der R

eproduktionsinteressen der A
rbeitskraft auch auf die D

urchsetzung
außerbetrieblich allgem

eingesetzlicher, vor allem
 sozialpolitischer R

ege-
lungen und G

esetze angew
iesen ist. D

er gegenw
ärtig zu konstatierende E

in-
flussverlust der G

ew
erkschaften in den politischen A

renen hat vielfältige
U

rsachen. Z
w

eifelsohne liegt die D
efensive der G

ew
erkschaften nicht zu-

letzt darin begründet, dass ihnen die notw
endigen M

achtressourcen zur
M

obilisierung gesellschaftlichen E
influsspotenzials und dam

it zu einem
aktiven L

obbying im
 politischen Feld abhanden gekom

m
en sind. D

och zu-
gleich m

uss auf den grundlegenden W
andel im

 V
erhältnis zw

ischen G
e-

w
erkschaften und Sozialdem

okratie verw
iesen w

erden. Im
 Z

uge ihrer pro-
gram

m
atischen und strategischen M

odernisierung haben viele Parteien der
europäischen Sozialdem

okratie zu einem
 neuen politischen Selbstverständnis

gefunden, das m
it einer gew

ollten politischen D
istanzierung gegenüber den

G
ew

erkschaften verbunden ist. Im
 Selbstverständnis der neuen Sozialde-
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m
okratie sind die G

ew
erkschaften historisch aus dem

 R
ang eines Partners

im
 R

ahm
en einer privilegierten Partnerschaft in den Status einer x-beliebi-

gen L
obby abgerutscht. V

or allem
 der neusozialdem

okratische E
ntw

urf ei-
nes aktivierenden Sozialstaates und der B

eitrag der neuen Sozialdem
okra-

tie zur Ü
berführung des arbeitschützenden W

ohlfahrtsstaates zu einem
kapitalfördernden W

ettbew
erbsstaat ruft vielfältige Spannungen zw

ischen
G

ew
erkschaften und sozialdem

okratisch geführten R
egierungen hervor.

D
ies gilt auch in D

eutschland. A
uch hier hat der K

onflikt zw
ischen der

strategischen Positionierung der neuen Sozialdem
okratie und den Interes-

senlagen der G
ew

erkschaften und ihrer M
itglieder das historisch relativ enge

B
ündnis zw

ischen beiden A
kteuren zerrüttet (U

rban 2003/2004). D
adurch

entsteht für die G
ew

erkschaften eine schw
ierige K

onstellation. D
a in den

A
renen der politischen E

ntscheidungen keine gew
erkschaftsorientierte K

raft
m

ehr vorhanden ist (die E
ntw

icklung der L
inkspartei stim

m
t durchaus opti-

m
istisch, bleibt aber abzuw

arten), fehlt den G
ew

erkschaften gegenw
ärtig

ein durchsetzungsstarker politischer A
dressat gesellschaftlicher M

obilisie-
rungsbem

ühungen.
M

it anderen W
orten: S

elbst w
enn die gesellschaftliche M

obilisierung
gelingt, fragt sich, w

er die Protest- und G
estaltungsim

pulse im
 politischen

R
aum

 aufnim
m

t und sie in Politik und G
esetze um

setzt. D
abei ist davon

auszugehen, dass ein solcher allgem
einpolitischer Interessenvertretungsan-

spruch der G
ew

erkschaften in der gegenw
ärtigen Phase neoliberaler w

ie
neusozialdem

okratischer H
egem

onie keinesw
egs überall anerkannt ist und

gesellschaftlich erneut erstritten und legitim
iert w

erden m
uss. D

ie G
ew

erk-
schaften sind gefordert, im

 B
ew

usstsein ihrer historischen und sozialen
Funktion in kapitalistischen M

arktgesellschaften, diesen A
nspruch m

it hin-
reichendem

 Selbstbew
usstsein einzufordern und im

 Z
uge einer politischen

Selbstm
andatierung entsprechende politische K

onzepte zu entw
ickeln. E

ine
solche R

e-Form
ulierung eines gesellschaftspolitischen M

andates drängt zu
einem

 gew
erkschaftspolitischen Strategieverständnis als Teil einer um

fas-
senderen sozialen B

ew
egung (M

ahnkopf 2003) und dam
it zu dem

, w
as im

angelsächsischen Sprachraum
 als Social-M

ovem
ent-U

nionism
 beschrieben

w
urde (Taylor/M

athers 2002).
E

in solche politische O
rientierung erfordert von allen potenziellen A

k-
teuren eine neue D

ebatte über die Form
ierung »strategischer A

llianzen«
m

it anderen B
ew

egungen, O
rganisationen und A

kteuren der Z
ivilgesellschaft

(»coalition-building«). D
am

it geraten Fragen der K
ooperation m

it K
irchen,

W
ohlfahrtsverbänden aber auch lokalen Selbsthilfeorganisationen sow

ie der
globalisierungskritischen B

ew
egung in das B

lickfeld gew
erkschaftlicher

Strategieüberlegungen. D
abei geht es zum

 einen natürlich um
 »M

obilisie-
rungs-A

llianzen« zur Stärkung von D
urchsetzungsm

acht in zugespitzten
K

onfliktsituationen. N
icht m

inder bedeutend sind jedoch auch »K
onzept-

A
llianzen«, in denen unterschiedliche A

kteure aus unterschiedlichen Inter-
essenlagen und W

ertorientierungen gem
einsam

 an K
onzepten einer alter-

nativen, solidarischen M
odernisierung der G

esellschaft arbeiten (U
rban

2003/2004).
M

it B
lick auf die politischen E

ntscheidungsstrukturen sollte darüber nach-
gedacht w

erden, ob aus der Forderung nach einer E
rgänzung des parlam

en-
tarischen System

s durch E
lem

ente direkter Partizipation und E
influssnah-

m
e gem

einsam
e, m

obilisierungsfähige und identitätsstiftende Projekte ab-
geleitet w

erden könnten. D
ie A

usw
eitung plebiszitärer E

lem
ente könnte der

zunehm
enden A

bschottung des politischen System
s gegenüber der G

esell-
schaft und ihren Protesten entgegenw

irken. Z
ugleich könnte eine sich kon-

stituierende L
inke die dam

it einhergehende D
ebatte nutzen, um

 sich als
K

raft einer E
rneuerung der gesellschaftlichen und politischen E

influss- und
Teilhabestrukturen zu profilieren. D

er B
ereitschaft, m

ehr D
em

okratie zu
w

agen, m
üsste die E

ntschlossenheit zur Seite gestellt w
erden, m

ehr D
em

o-
kratie zu realisieren. D

as w
äre das G

egenteil des K
okettierens m

it E
lite-

O
bsessionen, das in den neusozialdem

okratischen L
eitungsm

ilieus vor al-
lem

 m
it B

lick auf die B
ildungs- und W

issenschaftspolitik im
m

er stärker
Platz greift.

Organisationspolitische Stabilisierung
Im

 engen Z
usam

m
enhang m

it den M
achtverschiebungen im

 K
apital-A

r-
beit-System

 und der Schw
ächung des politischen E

influsspotenzials steht
die drohende organisationspolitische D

estabilisierung der G
ew

erkschaften.
A

ktuell leiden alle G
ew

erkschaften an M
itgliederrückgängen, die ihre D

urch-
setzungskraft verringern und ihre Finanzproblem

e erhöhen. Soll dies korri-
giert w

erden, m
üssen zw

ei D
inge zugleich erledigt w

erden. Z
um

 einen geht
es um

 die Stabilisierung und perspektivische E
rhöhung des O

rganisations-
grades in den B

ranchen und Sektoren, in denen die G
ew

erkschaften tradi-
tionell gut vertreten sind. D

as bezieht sich im
 O

rganisationsbereich der IG
M

etall vor allem
 auf die A

utom
obilindustrie, den M

aschinenbau sow
ie die

E
lektroindustrie. R

ückläufige O
rganisationsgrade sind hier auch im

 B
ereich

der gew
erkschaftlichen Stam

m
klientel, den so genannten gew

erblichen A
r-

beitnehm
erinnen und A

rbeitnehm
ern, zu verzeichnen.

Z
ugleich m

üssen die G
ew

erkschaften die im
 Z

uge des sozialen Struktur-
w

andels an B
edeutung gew

innenden neuen Sektoren und B
eschäftigungs-
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bereiche organisationspolitisch erschließen, um
 die K

luft zw
ischen dem

sozialen Profil der M
itgliedschaft und der gesellschaftlichen Sozialstruktur

zu überbrücken. E
s geht um

 die E
inbeziehung von L

ohnabhängigengrup-
pen »oberhalb« w

ie »unterhalb« der traditionellen Facharbeit. Perspekti-
visch m

üssen zum
 einen die strategischen Schlüsselgruppen der traditionel-

len W
irtschaftssektoren sow

ie die B
eschäftigungssegm

ente der neuen öko-
nom

ischen L
eitsektoren des produktions-, inform

ations- und finanzorien-
tierten D

ienstleistungssektors in das organisationspolitische R
ückgrat der

G
ew

erkschaften integriert w
erden, w

ollen sie nicht w
irklich zu »T

raditi-
onsverbänden der M

odernisierungsverlierer« degenerieren. Z
ugleich m

üs-
sen sie sich den Interessen- und B

ew
usstseinslagen der B

eschäftigten der
»Z

one der Prekarität« (C
astel 2000) öffnen, die zunehm

end auch in die
Sektoren der industriellen M

assenproduktion E
inzug halten. B

eide Z
ielset-

zungen erfordern m
assive organisationspolitische A

nstrengungen, sow
ohl

in Form
 der B

ereitstellung der notw
endigen m

ateriellen und personellen
R

essourcen, als auch m
it B

lick auf eine m
entale Ö

ffnung gegenüber den
genannten Problem

konstellationen.
Sollte den G

ew
erkschaften die organisationspolitische E

rschließung die-
ser Schlüsselgruppen und -branchen nicht gelingen, droht nicht nur eine
finanzielle A

uszehrung. D
arüber hinaus ließe ein perm

anent sinkender O
r-

ganisationsgrad die korporatism
uspolitische V

erpflichtungsfähigkeit der
G

ew
erkschaften und dam

it auch ihrer A
ttraktivität als M

itspieler in institu-
tionellen Sozialpakten erodieren.

D
ies unterm

iniert zugleich die V
oraussetzungen der Teilnahm

e an sozial-
partnerschaftlichen M

odernisierungskoalitionen in B
etrieb und Politik, die

ebenfalls ein hinreichendes gew
erkschaftliches M

achtpotenzial voraussetzt;
vom

 V
erlust an V

eto- und V
eränderungsm

acht ganz zu schw
eigen (dazu auch:

W
right 2000).

M
ediale Profilierung

Z
w

eifelsohne ist in einer M
ediengesellschaft das öffentliche Im

age eines
politischen A

kteurs für seine D
urchsetzungskraft von B

edeutung. G
leich-

w
ohl spricht einiges für die V

erm
utung, dass ein stabiles positives M

edien-
bild kaum

 virtuell erzeugt w
erden kann, sondern vielm

ehr auf realen E
nt-

w
icklungen und E

rfolgen beruhen m
uss. L

etztlich ist es ein Spiegelbild des
realen Z

ustandes der G
ew

erkschaften. U
nd da bekanntlich nichts erfolgrei-

cher ist als der E
rfolg, dürfte sich eine m

achtpolitisch unterfütterte R
evita-

lisierung der G
ew

erkschaften sukzessive in einem
 neuen m

edialen Im
age

niederschlagen, selbstredend lediglich in dem
 R

ahm
en, in dem

 dies unter

B
edingungen eines privatkapitalistischen und neoliberal vorstrukturierten

M
ediensystem

s m
öglich ist.

U
nd dennoch existieren auch eigengesetzliche R

egeln des M
ediensystem

s,
deren kom

petente oder inkom
petente H

andhabung die M
edienresonanz ei-

nes A
kteurs zu beeinflussen in der L

age ist. D
ie G

ew
erkschaften haben die-

se E
rkenntnis bisher nur unzureichend angenom

m
en. D

as ist einerseits w
e-

nig verw
underlich. Im

m
erhin können die kom

m
erziellen M

edien als zen-
trale A

genturen der O
rganisation der neoliberalen H

egem
onie gelten und

sind w
eit davon entfernt, gegentendenziellen Politikkonzepten und ihren

T
rägern einen einer dem

okratischen Ö
ffentlichkeit entsprechenden Stellen-

w
ert zuzugestehen. A

ndererseits hilft es w
enig w

eiter, darüber zu klagen.
D

ie G
ew

erkschaften stehen hier vor einer schw
ierigen G

ratw
anderung.

E
inerseits m

üssen sie die Spielregeln des M
ediensystem

s akzeptieren und
den V

ersuch unternehm
en, sich ihrer strategisch zu bedienen; andererseits

stehen sie vor der unverzichtbaren A
ufgabe, w

eit stärker als bisher an einer
inform

ationellen und m
edialen G

egenöffentlichkeit zu arbeiten. D
as bedeu-

tet: D
ie G

ew
erkschaften m

üssen Strategien der V
erschlagw

ortung politi-
scher A

nalysen und K
onzepte, der Personalisierung inhaltlicher Politikfor-

derungen usw
. als E

ssentials einer professionellen M
edienarbeit anerken-

nen und souveräner als bisher handhaben; und zugleich bedarf es innerhalb
w

ie außerhalb der kom
m

erziellen M
edienw

elt verstärkter A
nstrengungen,

der system
atischen E

ntpolitisierung der Subjekte im
 R

ahm
en der voran-

schreitenden Privatisierung und K
apitalisierung des M

ediensektors entge-
gen zu w

irken. D
ies ist nicht nur aus legitim

en organisationspolitischen E
i-

geninteressen, sondern auch aus dem
okratiepolitischer V

erantw
ortung ge-

boten, da die E
ntpolitisierung w

eiter B
evölkerungsgruppen sukzessive die

Funktionsbedingungen der parlam
entarischen D

em
okratie zu unterspülen

droht. Z
ugleich, w

eil dadurch die sozialen Spaltungs- und E
xklusionsten-

denzen im
 Z

uge einer forcierten Polarisierung der E
inkom

m
ens-, V

erm
ö-

gens- und V
ersorgungsverhältnisse abgesichert und anti-gew

erkschaftliche
R

essentim
ents system

atisch verbreitet w
erden.

E
benfalls m

üssen die G
ew

erkschaften den Stellenw
ert ihrer gew

erkschafts-
eigenen M

edien im
 R

ahm
en einer strategischen A

ufw
ertung m

edialer Pro-
filierungsprojekte klären. U

nter dem
 D

ruck der finanziellen K
rise, aber si-

cherlich auch auf der G
rundlage m

angelnden historischen Problem
bew

usst-
seins haben die G

ew
erkschaften die Pflege ihrer eigenen M

edien in den
letzten Jahren sträflichst vernachlässigt. D

as gilt für die m
itglieder- und

funktionärsorientierten Z
eitungen und Z

eitschriften ebenso w
ie für w

issen-
schaftliche D

iskussionsm
edien. D

ies m
uss sich ändern. A

uch hier können
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historische E
rfahrungen als B

asis dienen, gleichw
ohl m

üssen sie aufgrund
der veränderten K

om
m

unikationsgew
ohnheiten und -m

edien w
eiterentw

i-
ckelt w

erden. Insbesondere m
it B

lick auf die Z
ielgruppen der jüngeren und

höherqualifizierten B
eschäftigten haben O

nline-M
edien erheblich an B

e-
deutung gew

onnen. H
ier stellt sich die Frage, w

ie den G
ew

ohnheiten des
durchschnittlichen M

edien-K
onsum

enten im
 »digitalen Z

eitalter« R
echnung

getragen w
erden kann, ohne der kom

m
unikativen Form

 die em
anzipatori-

schen Inhalte zu opfern.

Am
 Beginn einer N

eugründung der Linken?

L
etztlich sollte bei allen diesen Initiativen ein Projekt im

 A
uge behalten

w
erden, das w

eit über die G
ew

erkschaftspolitik im
 engeren Sinne hinaus

reicht. G
em

eint ist das Z
iel einer zivilgesellschaftlichen A

ktivierung, nicht
zuletzt im

 Sinne der Form
ierung eines »gegenhegem

onialen B
locks«, der

die im
m

er offensichtlicher w
erdenden R

isse im
 G

ebälk des neoliberalen
oder neusozialdem

okratischen W
irtschaftsliberalism

us nutzt. Z
iel m

uss die
politische Z

usam
m

enführung jener »G
egenbew

egung« gegen die »Teufels-
m

ühle« des (heute vor allem
 Finanz-)M

arktes sein, der erneut die »Sub-
stanz der G

esellschaft als solche« angreift (Polanyi 1995/1944: 182ff.).
E

ine solche G
egenbew

egung zum
 Z

w
ecke des »gesellschaftlichen Selbst-

schutzes«, w
ie Polanyi es nannte, hat historisch oftm

als nach Phasen der
T

ransform
ation des kapitalistischen E

ntw
icklungsm

odells eingesetzt, in
denen eine neue, politisch geförderte E

xpansion von M
ärkten m

it der Sub-
sum

tion der G
esellschaft unter diese einherging (dazu etw

a Silver 2005).
D

as letzte große historische G
egenprojekt w

ar das des sozialdem
okratischen

W
ohlfahrtsstaates, das den Prim

at gesellschaftlicher Selbstbestim
m

ung über
den Im

perialism
us einer aggressiven M

arktökonom
ie realisierte. D

ieses
Projekt befindet sich gegenw

ärtig in der A
bw

icklung, und die neue Sozial-
dem

okratie spielt dabei – w
elche Ironie der G

eschichte – gerade in D
eutsch-

land eine aktive R
olle. D

och offensichtlich verm
ögen w

eder die neolibera-
len noch die neusozialdem

okratischen Strategien G
esellschaft und W

irtschaft
aus der K

rise zu führen. V
or diesem

 H
intergrund nehm

en die objektiven
C

hancen w
ie die subjektiven V

ersuche zu, eine B
ew

egung zur erneuten Z
i-

vilisierung des neuen Finanz-K
apitalism

us ins L
eben zu rufen. Ü

ber die
nationalstaatlichen G

renzen hinw
eg sind Protestinitiativen gegen die heuti-

ge und für eine anderen T
ransform

ation des W
elfare-K

apitalism
us zu regi-

strieren.

D
iese V

ersuchen der »N
eugründung« einer w

irkungsm
ächtigen L

inken
im

 neuen Finanzkapitalism
us stellen einen K

ontext dar, auf den sich auch
die gew

erkschaftliche Strategiedebatte konstruktiv beziehen sollte. W
ollen

die G
ew

erkschaften in einem
 solchen Prozess eine relevante R

olle spielen,
m

üssen sie die A
nstrengungen zur Stabilisierung und W

eiterentw
icklung

ihrer konzeptionellen und politischen D
urchsetzungskraft verstärken. D

ies
gilt unabhängig davon, ob »boxing or dancing« (H

uzzard/G
regory/Scott

2004) die M
etapher einer strategischen N

euorientierung abgibt und ob die
solidarische E

rneuerung des sozialdem
okratischen W

ohlfahrtsstaates inner-
halb oder außerhalb institutionalisierter S

ozialpakte angepeilt w
ird. D

ie
Fähigkeit zur G

enerierung und M
obilisierung eigener M

achtressourcen bleibt
die entscheidende V

orbedingung dafür, sich als konstruktiver V
etospieler

(U
rban 2005) in einem

 Prozess etablieren zu können, in dem
 gegenw

ärtig
A

ndere einen eher destruktiven Ton angeben.
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